
Bundessozialgericht

- 8/8a RU88/80 - *Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmäohtigte:

g e g e n

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und
Wohlfahrtspflege,
Hamburg, Schäferkampsallee 2h,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:

„Der 8, Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 23. November 1981 durch den

Vorsitzenden Richter Dr. F r i e d e r i c h s und

die Richter Dr. R e n n e r und. T h o m a 3 sowie

die ehrenamtlichen Richter R i e b a r t s o h

und H e i t h e c k e r '
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom
8. Oktober 1980 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, in welcher Höhe die

beklagte Berufsgenossenschaft (BG) das dem Kläger ge-

währte Übergangsgeld während einer Umschulung zu zahlen

hat .
'

Der 1956 geborene Kläger erlernte den Beruf eines Friseurs
und übte ihn, unterbrochen durch den Wehrdienst von

Januar 1976 bis 31. März 1977, bis 80 Februar 1978 aus.
Sodann war er vom 12. Februar bis 23. Juni 1978 als Hilfs-

arbeiter (Maschinenführer) beschäftigt. Er erhielt im
Januar 1978 als Friseur einen Nettolohn von 735,11 DM und

als Hilfsarbeiter einschließlich geleisteter Überstunden
einen solchen von rund 1.300‚-- DM monatlich.

Anfang 1975 war beim Kläger eine noch nicht als Berufs-

krankheit entschädigungspflichtige Hautkrankheit aufge-

treten, die zu der Empfehlung von medizinischen Sachver-

ständigen und des Staatlichen Gewerbearztes geführt hatte,

den erlernten Beruf nach dem Wehrdienst nicht mehr auszu-

üben und eine Umschulung zu ermöglichen. Nach mehreren Be—

ratungen durch das zuständige Arbeitsamt (1977 und 1978)

bewilligte die Beklagte dem Kläger eine Umschulung zum

Feinmechaniker in der Zeit vom 26. Juni 1978 bis '

20. Dezember 1979 in einem Berufsförderungswerk nach
5 3 Berufskrankheitenverordnung (BKVO) iVm 5 1 Abs 2,
55 10 bis 20 Rehabilitations-Angleichungsgesetz (RehaAnglG)

- Bescheid vom 23. Mai 1978 - und gewährte ihm ein kalender—

tägliches Übergangsgeld von 24,50 DM nach dem Friseurent—

gelt (Schreiben vom 21. August 1978).

Das
Sozialgericht (SG) Münster hat dieses-Schreiben als

Bescheid angesehen, es aufgehoben und die Beklagte verur-
teilt, der Berechnung des Ubergangsgeldes das Entgelt des

Klägers als Hilfsarbeiter zugrunde zu legen (Urteil vom

9. Januar 1980).
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_ 3 _

Das Landessozialgericht (LSG) für das Land Nordrhein-West—
falen hat das Urteil des SG abgeändert und die Klage abge-
wiesen, weil die Beschäftigung des Klägers als Hilfsarbei-

ter nur als Übergangsbeschäftigung bis zum Beginn der Um-

schulung zu werten sei und deshalb keine sachgerechte Grund—

lage für die Berechnung des Übergangsgeldes abgebe (Urteil

vom 8. Oktober 1980).

Mit der zugelassenen Revision verlangt der Kläger weiter die

Berechnung des Ubergangsgeldes nach seinem letzten Entgelt.

Er beantragt sinngemäß,

das Urteil des LSG aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG zurückzuweisen. '

Die Beklagte beantragt,
die Zurückweisung der Revision.

Die Beteiligten sind damit einverstanden, daß der Senat

durch Urteil ohne mündliche Verhandlung entscheidet

(@ 12h Abs 2 Sozialgerichtsgesetz -SGG-).

II_

Die Revision.des Klägers ist unbegründet. Sie ist zurück—

zuweisen.

Da die Beklagte über eine Übergangsleistung im Sinne von
5 3 BKVO wegen der anderweitigen Beschäftigung des Klägers

nicht entschieden hat, ist nach der hier maßgebenden Vor-

schrift des 5 568 Abs 1 Reichsversicherungsordnung (RVG) idF

des 5 21 Nr 51 RehaAnglG vom 7. August 197h (BGBl I 1881) dem

Verletzten mit Wirkung ab 1. Oktober 1974 (@ A5 RehaAnglG)

während einer Maßnahme der Berufshilfe Übergangsgeld nach den

55 560, 561 RVG auch zu zahlen, wenn er wegen der Teilnahme

an der Maßnahme gehindert ist, eine ganztägige Erwerbstätigkeit

auszuüben. Bei Verletzten, die in den letzten drei Jahren vor

Beginn der Maßnahme ein Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen

erzielt haben, gilt @ 561 Abs 1 und 3 entsprechend; Zeiten,

-a-
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in denen der Verletzte wegen des Arbeitsunfalles ohne Ar-

beitsentgelt und Arbeitseinkommen war, bleiben unberück—

sichtigt (@ 568 Abs 2 RVG idF des Art II 5 1 Nr 2 Buch-

staben b und c Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften

für die Sozialversicherung — (SGB 4) vom 23. Dezember

1976 (BGBl I 3845). Der in Bezug genommene 5 560 Abs 1

RVG macht die Zahlung des Übergangsgeldes von der Ar-

beitsunfähigkeit infolge des Arbeitsunfalles (solange)

und vom Erhalt von Arbeitsentgelt (soweit) abhängig.
@ 568 Abs 1 RVG enthält eine weitere Alternative für
den Bezug von Übergangsgeld. Danach wird nicht verlangt,

daß der Teilnehmer an einer Maßnahme der Berufshilfe

arbeitsunfähig im Sinne der Krankenversicherung ist, um
Übergangsgeld erhalten zu können und daß dieses vom Er—

halt eines Arbeitsentgelts abhängig ist. Vielmehr genügt

es, daß er wegen der Teilnahme an der Maßnahme gehindert

ist, eine ganztätige Erwerbstätigkeit auszuüben. Durch

@ 560 Abs 1 RVG wird lediglich mit dem Wort "infolge",

ebenso wie in @ 556 Abs 1 Nr 1 RVG (verursachte Gesund-
heitsstörung) die notwendige Verbindung zwischen dem

Bezug von Ubergangsgeld zum Arbeitsunfall (Berufskrank-
heit) hergestellt. 5 561 Abs 1 und 3 RVG führt für Ar—

beitnehmer als Teilnehmer an Berufsbilfemaßnahmen zur

entsprechenden Berechnung des Übergangsgeldes nach 5 182
Abs 4, 5, 8 und 10 RVG. Der Regellohn ist bis zu einem
Betrag in Höhe des 360. Teils des Höchstjahresarbeits-

verdiensteS (@ 575 Abs 2) zu berücksichtigen (@ 561
Abs 1 RVG). Nach 5 182 Abs 4 RVG beträgt das Kranken—
geld 80 vH des wegen der Arbeitsunfähigkeit - hier wegen
der Teilnahme an Berufshilfemaßnahmen - entgangenen regel-

mäßigen Entgelts (Regellohn); es darf das entgangene
regelmäßige Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigen. Der

Regellohn wird nach den Abs 5, 6 und 9 aaO berechnet.

Dabei sind Überstunden zu berücksichtigen, wenn sie

regelmäßig geleistet wurden und ohne Arbeitsunfähigkeit

- hier Teilnahme an Berufshilfemaßnahmen - weiter gelei-

stet worden wären (Bereiter/Hahn/Schicke, Unfallversiche-

rung, 4. Aufl, 1971, 14. Lieferung September 1981 Anm 4.1

zu 5 561 RVG).
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Diese Regelungen stimmen mit denjenigen des RehaAnglG

übereine Nach der eine möglichst einheitliche Rehabili—

tation anstrebenden Programmvorschrift des 5 9 Abs 1

RehaAnglG richten sich nämlich Voraussetzungen, Art und

Umfang der Leistungen eines Rehabilitationsträgers und

deren Sicherstellung entsprechend den Grundsätzen der

55 10 bis 20 des Gesetzes im einzelnen nach den für den
Reha-Träger geltenden besonderen Rechtsverschriften. @ 13

Abs 2 und 3 RehaAnglG übernehmen wörtlich @ 182 Abs & und 5
RVG.

Zutreffend hat das LSG @ 9 Abs 1 RehaAnglG in Verbindung

mit 5 13 Abs 3 RehaAnglG entnommen, daß hier der Beginn
der Maßnahme dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit gleichzu—

setzen ist. Wenn es alsdann auf die Erfahrung abgehoben

hat, regelmäßig sei bei einer drohenden Berufskrankheit

eine Berufsaufgabe nicht mit einer höherbezahlten Be-

schäftigung zu vereinbaren, so hat es damit dem Einzel—
fall sachgerecht und hinreichend Rechnung getragen. Zu'

Recht hat das LSG auch festgestellt, daß die ersten *
Beratungsgespräche bereits während des Wehrdienstes

des Klägers stattgefunden haben, wenn auch der Kläger

ursprünglich den Beruf eines Zahntechnikers angestrebt

hat. Noch während der Ausübung seines erlernten Berufes,

den er wegen der drohenden Berufskrankheit aufgeben

sollte, hat er um eine neue Beratung gebeten, die

schließlich zur Umschulung als Feinmechaniker geführt

hat. Seine Beschäftigung als Hilfsarbeiter hat das LSG

von der Revision unangefochten lediglich als Übergangs-

beschäftigung bis zur Durchführung der Umschulung ge-
würdigt. Dem Umstand, daß sie nach dem Arbeitsvertrag

unbefristet gewesen ist, hat es zu Recht keine wesent-

liche Bedeutung beigemessen. Eine solche Übergangsbe-

schäftigung kann auch dann nicht den Regellohn bestim-

men, wenn - wie hier — ein höherer Lohn als im eigent-

lichen Beruf erzielt wird. Entscheidend ist der Bezug

zu der drohenden Berufskrankheit. Diese wird aber ge—

rade in 5 560 Abs 1 RVO für den Übergangsgeldbezug
vorausgesetzt. Auch 5 13 Abs 1 RehaAnglG schließt eine

solche Bezugnahme nicht grundsätzlich aus. Danach kann
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eine Überbrückungsbeschäftigung bis zur Teilnahme an
einer Maßnahme der beruflichen Bildung, insbesondere

wenn deren Durchführung von dem Verhalten des Förde-

rungswürdigen abhängt, nicht als Gradmesser für die

Berechnung des Übergangsgeldes dienen. Vielmehr sind

die Umstände für die Umschulung bedeutsam. Dies war

hier aber eindeutig die notwendige Aufgabe des

Friseurberufs, nicht aber die Aufgabe der Beschäf-

tigung als Hilfsarbeiter, auch wenn diese in Anbe-

tracht von Überstunden gegenüber dem erlernten Beruf

zu einem höheren Entgelt geführt hat.

Als Ergebnis ist festzuhalten: Maßgeblich für die Berech-

nung des Übergangsgeldes während einer Umschulung ist,

daß der Verletzte infolge des Arbeitsun■■ls (Berufs-
krankheit) zur Teilnahme an der Maßnahme der Berufs-

hilfe gezwungen war. Daher hat eine Übergangsbeschäfti-

gung vor Einleitung der Maßnahme ohne Bezug zur Berufs-

krankheit für die Berechnung der Höhe des Ubergangsgel-

des außer Betracht zu bleiben. „

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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